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Gesiditspunkten geredit werden­
den Aüsgleidi zwischen W ettbe­
werbsfreiheit und W ettbew erbs­
bindung zu finden. Sie begnügt 
sidi daher mit einer „Sicherheits­
grenze“, die sie in der „Gewähr­
leistung der W ettbewerbs m ö g - 
l i c h k e i t “ gefunden zu haben 
glaubt.

Möglichen W ettbewerb bedeutet 
es nach Ansicht der Kommission, 
wenn es erstens dem W irtschaf­
tenden erlaubt ist, sich in Selbst- 
verzidit auf bestimmte W ettbe- 
■werbsmöglichkeiten zu binden, und 
■wenn zweitens grundsätzlich da­
für gesorgt wird, daß es allen 
■Wettbewerbswilligen möglich ist, 
sidi auf Grund ihrer Leistung um 
die Wette zu bewerben, das heißt, 
echten W ettbewerb zu betreiben.

Der Begriff des „möglichen W ett­
bewerbs“ wird als Behelf bezeich­
net. Dementsprechend sind die 
konkreten V erbesserungsvörschläge 
nur sehr allgemein gefaßt. So wird 
etwa innerhalb des Mißbrauchs­
gesetzes ein Verbot für vertikale 
Bindungen und für gezielte Preis­
unterbietungen, angeregt. Hand­
fester sind die Anregungen zu­
gunsten einer Erhaltung der kartell­
internen persönlichen Freiheit.

Nun hat das W ort die neue Kom­
mission,' die den Gesetzentwurf 
vorbereiten soll. Das Gesetz wird 
wohl zunächst nur bescheidene 
Ausmaße annehmen, und seine 
Stärke wird dann darin bestehen, 
daß es auf Grund neuer Erfahrun­
gen ausbaufähig bleibt. (H. F.)

Sind Überschüsse ein wirtschaftliches Unglück?

Ein anhaltender Überschuß aus dem W arenverkehr mit dem Ausland ist 
kein nationales Verbrechen und kein wirtschaftliches Unglück. N atür­

lich bedeutet er für das Überschußland eine M inderung des optimalen 
Lebensstandards, also einen Konsumverzicht, der durch eine echte Kapi­
talbildung im Ausland seinen Ausgleich finden kann. Das ist die klassische 
Form der Verwendung internationaler Bilanzüberschüsse, ganz gleich, 
ob sie aus dem W arenverkehr oder dem übrigen Zahlungsverkehr re­
sultieren. Bei dem relativ  hohen Lebensstandard in der Bundesrepublik 
w äre eine solche V erkraftung der Überschüsse sozial durchaus zu ver­
antworten, es müssen nur die Voraussetzungen für einen solchen Kapital­
verkehr geschaffen werden. Daneben gibt es noch andere Möglichkeiten, 
die inflatorische W irkung laufender Überschüsse zu neutralisieren. Nur 
eine Möglichkeit sollte man nicht diskutieren: durch eine isolierte W ä h -, 
rungsmanipulation die Außenhandelsverhältnisse so zu verschlechtern, 
daß eine Exportschrumpfung das zwangsläufige Ergebnis sein muß, so 
sehr die H andelskonkurrenten auch eine solche Lösung fordern mögen.

Dem steht nicht entgegen, daß wir bereitwillig an einer weltweiten 
Neuordnung der W ährungsrelation m itarbeiten können, sofern sie ohne 
Diskriminierung erfolgt. Überbewertung und Unterbewertung sind schließ­
lich nur relative Begriffe, und gegenüber dem Dollar können wir uns 
schlecht auf eine U nterbewertung berufen. Irgendeinen W ert ,muß man 
schon als Norm anerkennen! Die Aufrechterhaltung unseres Außenhan­
delsvolumens und seine stetige Ausweitung liegt im strukturellen Inter­
esse einer vollbeschäftigten deutschen W irtschaft, zumal wenn die Auto­
m atisierung des Produktionsprozesses zu einer enormen Erhöhung des 
Produktionsvolumens führen sollte.

Gewiß besteht in der heutigen Situation, in  der w ir keine anlage­
mäßige V erw ertung der recht beachtlichen Überschüsse kennen, eine 
akute Gefahr inflationistischer Entwicklung. W enn man sagt, daß unser 
schwacher Kapitalm arkt einen Kapitalexport nicht gestattet, so dürfen 
wir uns nicht verhehlen, daß die jahrelang praktizierte Steuer- und Fi­
nanzierungspolitik die Herausbildung ■ eines freien Kapitalm arktes ver­
hindert hat. Auch das exorbitante Zinsniveau konnte die Kapitalbildung 
nicht anregen; Die Gewinnung von Kleinsparern wird nie ausreichen, 
um einen leistungsfähigen Kapitalm arkt zu schaffen. Dafür sind andere 
wirtschaftspolitische M ittel • erforderlich.

Aber auch außerhalb,des privatwirtschaftlichen Kapitalexports gibt es 
Mittel, die anfallenden Überschüsse sinnvoll zu verw erten. Die Steigerung 
der Importe (auch zur Lagerbildung) ist nur e i n e  Möglichkeit. W ir 
wissen, daß sie ihre Grenzen in cier Aufrechterhaltung einer ausge­
wogenen Struktur der Binnenwirtschaft findet. Trotzdem glauben wir, 
daß die soziale Zurücksetzung mancher Bevölkerungsgruppen noch eine 
zusätzliche Bedarfsbefriedigung durch Importwaren vertragen kann. Aber 
wir sind auch in einer politischen Lage, in der der sinnvolle Einsatz 
politischer Kredite, die allerdings in einem entsprechenden Steueraufkom­
men ihren innerwirtschaftlichen Ausgleich finden müßten, nicht von der 
Hand zu weisen ist. Politische Ziele sind schon vor den beiden W elt­
kriegen häufig durch wirtschaftliche Opfer erreicht worden. (sk)
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D aß in der Bundesrepublik ein kompetentes Gre­
mium geschaffen worden ist, das sich wissen­

schaftlich fundiert mit allen wirtschaftlichen und sozia­
len Problemen der W iedervereinigung befaßt, ist eine 
Mindestleistung, zu der wir im Dienste dieses vor­
nehmsten politischen Zieles verpflichtet sind. Es dürfte 
als ein erfreuliches Zeichen innerpolitischer Gleichge- 
stimmtheit wenigstens auf diesem Problemsektor ge­
deutet werden, daß jenseits des politischen Tages­
streites ein Gremium von W issenschaftlern in seinen 
Plenarsitzungen zu einstimmigen Ergebnissen in den 
wirtschaftspolitischen Grundfragen gekommen ist. 
Zweifellos ist es in erster Linie Aufgabe dieses Gre­
miums, eine Bestandsaufnahme des wirtschaftlichen 
Potentials in der Sowjetzone durchzuführen und die 
wirtschaftlichen Potentiale der beiden Teilgebiete zu

bilanzieren. Der vom Forschungsbeirat überreichte 
„Zweite Tätigkeitsbericht" läßt nur andeutungsweise 
die ungeheure Arbeit erkennen, die auf dem Gebiet 
der Bestandsaufnahme geleistet worden sein muß, 
wenn er bei der Beschränktheit der Quellen zu so 
klaren Ergebnissen kommt. Dieses Fundament der 
Arbeit des Forschungsbeirates wird bis zur W ieder­
herstellung der politischen Einheit unseres Vaterlan­
des nicht vollendet werden können. Die wirtschaftliche 
Dynamik in beiden Teilen wird das Gesamtpotential 
stets verändern und die potentiellen Proportionen der 
Wirtschaftszweige zueinander laufend verschieben. 
Natürlich kann sich ein Gremium so hervorragender 
Wissenschaftler nicht mit der Bestandsaufnahme und 
der Bilanzierung an sich begnügen. Jede Bilanz zwingt 
zu einer Stellungnahme, wie der Ausgleich von Fehl­
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betragen und die Verwendung von übersdiüssen vor­
genommen w erden kann, um das Gesamtpotential zu 
steigern. Es muß hervorgehoben werden, daß der For­
schungsbeirat hierbei mit aller gebotenen Vorsicht — 
dem W irtschaftspolitiker mag es manchmal als eine zu 
große Vorsicht erscheinen — zu W erke gegangen ist. 
Man wird unter diesen Auswertungen und Empfeh­
lungen zwei Gruppen unterscheiden müssen: Die erste 
Gruppe betrifft Empfehlungen, die sich auf die gütei- 
wirtschaftliche Versorgung beziehen und als echte Aus­
wertungsergebnisse der Bilanzierufl§ der wirtschaft­
lichen Potentiale angesprochen werden können. Die 
h ier gezogenen Schlußfolgerungen dürften ein objektiv 
zutreffendes Bild über die Q uantität und Q ualität 
güterwirtschaftlicher Verschiebungen geben, die sich 
bei einer W iedervereinigung notwendig machen. Die 
zweite Gruppe von Empfehlungen betrifft wirtschafts­
politische Maßnahmen, die für eine reibungslose Ver­
schmelzung der beiden verschiedenen W irtschafts­
systeme als erforderlich gehalten werden.

Es hat sich in der Diskussion der Pressekonferenz bei 
Übergabe dieses „Zweiten Tätigkeitsberichtes" ge­
zeigt, daß gerade der zweiten Gruppe von Empfehlun­
gen besonderes Interesse entgegengebracht wurde, 
wie es bei der Anwesenheit so vieler Wirtschafts­
journalisten nicht anders erw artet werden konnte. Ich 
glaube mich nicht zu irren, daß die A ntw orten der Bei­
ratsm itglieder auf diese Anfragen manchen Fragestel­
ler enttäuscht haben mögen. So blieb beispielsweise 
die Frage nach der personellen Lösung des wirtschaft­
lichen Führungsproblems offen. Auch die Antwort 
über die Lösung des W ährungsproblems wird nicht alle 
Teilnehmer befriedigt haben, und die Empfehlungen 
über die eigentumsrechtliche Regelung sind wenig 
konkret. Interessant war auch die Frage, ob der For­
schungsbeirat bei Formulierung seiner Empfehlungen 
außer der Meinung von Flüchtlingen auch die Meinung 
der in der Sowjetzone verbliebenen Menschen — wenn 
auch illegal — eingeholt habe. Nun, es hieße zweifel­
los die Möglichkeit eines offiziellen wissenschaftlichen 
Gremiums überfordern, wenn man das erw arten wolle. 
Aber die Fragestellung weist zweifellos auf eine 
Schwäche aller wirtschaftspolitischen Empfehlungen, 
die im Rahmen einer solchen Forschung gegeben w er­
den können. Ich darf betonen, daß ich die Haltung des 
Forschungsbeirates trotz möglicher Enttäuschung mei­
ner Kollegen für außerordentlich korrekt halte. Von 
den wirtschaftspolitischen Empfehlungen sind klar 
solche unterschieden worden, die lediglich ein Proviso­
rium  für eine Übergangszeit, und solche, die eine Emp­
fehlung für eine gesamtdeutsche Gesetzgebung dar­
stellen sollen. Jedenfalls hat es der Forschungsbeirat 
peinlich vermieden, den Eindruck eines Präjudizierens 
zu erwecken.
Gewiß ist es unsere Aufgabe, Vorbereitungen für eine 
marktwirtschaftliche Ausrichtung der Sowjetzone zu 
treffen. Nun braucht man dabei nichts zu überstürzen. 
Die W iedervereinigung ist kein Tag X, sondern ein 
Prozeß. Und für diesen Prozeß ist die M itwirkung der 
in der Sowjetzone lebenden Menschen unerläßlich. W ir 
sind sicher, daß bei einer freien M einungsbefragung

die überw ältigende M ehrheit der Bewohnerschaft der 
Sowjetzone sich für ein wirtschaftlidies und politisches 
System entscheiden wird, das die persönliche Freiheit 
des Menschen zur Grundlage hat. Aber diese Sicher­
heit soll uns hindern, überstürztes zu tun. Die W ieder­
vereinigung ist keine Annektion und kein Anschluß, 
sondern das Zusammenwachsen zweier organisch zu­
einander gehörender Gebiete, die eine längere Zeit 
getrennt gewesen sind. Infolgedessen muß den Bewoh-. 
nern der Ostzone selbst Zeit gegeben werden, ihre 
eigenen wirtschaftlichen und politischen Führungs­
kräfte auszusuchen (bitte keine Fragebogen!). In die­
sem Zusammenhang hat es mich etwas gewundert, daß 
man allzu stark  betont hat, daß die Übergangszeit, in 
der eine wirtschaftliche Tätigkeit der in W estdeutsch­
land und W estberlin ansässigen Unternehmen unter­
sagt oder beschränkt sein soll, „möglichst kurz be­
m essen“ w erden müsse. W ir haben es sdiließlich nicht 
nötig, um den good will der Spekulanten auf diese 
W eise zu werben. Es dürfte sogar empfehlenswert 
sein, auch den Rückfluß der Flüchtlinge in ihrerti eige­
nen Interesse zu dosieren.

Unter diesem A spekt verliert auch das eigentumsrecht­
liche Problem an Dringlichkeit. Es bieten sich viele 
Formen an, um Produktions- und H andelsbetriebe ohne 
Klärung der Eigentum sverhältnisse mit Erfolg unter­
nehmerisch zu führen. (Schließlidi braucht man nur an 
das Volks wagenwerk zu denken.) Ebenso kennen wir 
viele gemeinwirtschaftliche und genossenschaftliche 
Formen, um auch reine Staatsbetriebe in die Unter­
nehmungswirtschaft oder die Privatwirtschaft zu über­
führen. Das dürfte lediglich eine Frage der Führungs­
kräfte sein. Es ist erfreulich, daß der Forschungsbeirat 
von einer Restaurationstheorie energisch abrückt. Ein 
besonderes Problem wird in eigentumsrechtlicher Be­
ziehung die Landwirtschaft bilden, w enn man bei der 
durch die Bodenreform entstandenen Besitzstruktur 
lebensfähige Einheiten schaffen will. Aber gerade in 
der deutschen Landwirtschaft ist der genossenschaft­
liche Gedanke von jeher lebendig geblieben.

Es ist natürlich unmöglich, auf dem besonders wichti­
gen Gebiet der W ährungsangleichung etwas Verbind­
liches vorauszusagen, solange der Zeitpunkt der W ie­
dervereinigung noch völlig im Ungewissen steht. Wir 
sollten uns aber darüber k lar werden, daß gerade die 
W ährungsangleichung ein bedeutsam es Instrument 
darstellen kann, um der Sowjetzone eine Initialhilfe 
zu gewähren, selbst auf die Gefahr hin, daß unsere 
überharte W ährung dabei eine gewisse Erweichung er­
fährt. Man könnte bei uns gern einmal an die W ieder­
vereinigung denken, wenn wir über die Unterbewer­
tung der DM klagen. Auch die strukturelle Verzerrung 
unseres Außenhandels wird in der gesamtdeutschen 
W irtschaft ein anderes Gesicht erhalten. In diesem 
Hinblick verdient die einmütige Erklärung des For­
schungsbeirates hervorgehoben zu werden, daß die ge­
samtdeutsche W irtschaft dem Ostblock alle Vorteile 
erhalten kann, die er je tzt wirtschaftlich aus der Be­
herrschung der Sowjetzone zieht, ja, daß die gesamt­
deutsche W irtschaft wahrscheinlich noch mehr Vorteile 
wird bieten können. Lothar Berghändler
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